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Betrifft: Aufforderung an die Kommission, Belege für die Nichtanwendung des 
Abwehrgesetzes zu veröffentlichen 

Seit dem 6. Februar 2025 gelten US-Sanktionen gegen Richter und Staatsanwälte des 
Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH).    

Diese Sanktionen, die als direkte Reaktion auf die Tätigkeit des IStGH und insbesondere auf 
die gegen den israelischen Ministerpräsidenten Benjamin Netanjahu und den ehemaligen 
Verteidigungsminister Joaw Gallant wegen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit erlassenen Haftbefehle verhängt wurden, stellen einen inakzeptablen Angriff 
auf die Unabhängigkeit der internationalen Gerichtsbarkeit und die Würde der betroffenen 
Richter dar.

Bei einer Sitzung des Unterausschusses für Menschenrechte (DROI) und des 
Rechtsausschusses (JURI) des Europäischen Parlaments am 6. Mai 2026 bekräftigte der 
Europäische Auswärtige Dienst erneut, dass es im Ermessen der Kommission liege, nach 
einer „eingehenden Prüfung“ – sofern weder der Rat noch das Parlament Einwände erheben – 
das Abwehrgesetz (Blocking-Verordnung)1 zu aktivieren, um den US-Sanktionen 
entgegenzuwirken. Das Parlament hat indes bereits mehrfach die Aktivierung dieser 
Maßnahme gefordert (siehe Entschließungen 2025/25282 und 2025/2852).3

Wann plant die Kommission, den Inhalt ihrer Bewertung zu veröffentlichen, mit der 
festgestellt werden soll, ob die Aktivierung des Abwehrgesetzes angebracht ist?

Unterstützer4

Eingang: 17.6.2026

1 Verordnung (EG) Nr. 2271/96 des Rates vom 22. November 1996 zum Schutz vor den Auswirkungen 
der extraterritorialen Anwendung von einem Drittland erlassener Rechtsakte sowie von darauf beruhenden oder 
sich daraus ergebenden Maßnahmen (ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/1996/2271/oj).
2 Entschließung vom 12 März 2025 zur Fortsetzung der unerschütterlichen Unterstützung der Ukraine 
durch die EU drei Jahre nach dem Beginn von Russlands Angriffskrieg (ELI: 
http://data.europa.eu/eli/C/2025/3150/oj).
3 Entschließung vom 11 September 2025 zu dem Thema „Der Gazastreifen am Rande der Belastbarkeit - 
Maßnahmen der EU zur Bekämpfung der Hungersnot sowie dringend notwendige Freilassung der Geiseln und 
Umsetzung der Zweistaatenlösung (verabschiedete Texte, P10_TA(2025)0199).
4 Diese Anfrage wird von einem Mitglied unterstützt, das nicht mit den Verfassern bzw. Verfasserinnen 
identisch ist: Brando Benifei (S&D).


